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Staat ihrer für die staatliche Wirtschaftslenkung bedient, bei 
einer berufsständischen Organisation, einer Personenvereini­
gung des Handelsrechts, einem Kartell oder einem wirtschaft­
lichen Verbände haupt- oder nebenamtlich beschäftigt oder 
ehrenamtlich tätig ist, kann auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten durch Handschlag verpflichtet werden.

(2) Bei Behörden bestimmt der Vorgesetzte Minister, bei 
sonstigen Organisationen der Minister, dem die Aufsicht über 
die Organisation zusteht, wer die Verpflichtung vorzunehmen 
hat und in welcher Form die Verpflichtung erfolgen soll. Der 
Minister kann die Befugnis, diese Bestimmung zu treffen, auf 
unterstellte Behörden und Dienststellen, mit Ausnahme der 
Behörden und Dienststellen der unteren Stufe, übertragen.

(3) Bei der Verpflichtung sollen die zu verpflichtenden Per­
sonen auf die Bestimmungen dieser Verordnung hingewiesen 
werden. Über die Verpflichtung wird ein Protokoll aufgenom­
men, das der Verpflichtete mit unterzeichnet.

(4) (gegenstandslos)
§ 2

Wer gemäß § 1 verpflichtet worden ist, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft, wenn er für eine zu seinen Obliegenheiten ge­
hörende Handlung Geschenke oder andere Vorteile annimmt, 
fordert oder sich versprechen läßt.

§3
Wer gemäß § 1 verpflichtet ist, wird mit Gefängnis und mit 

Geldstrafe, bei mildernden Umständen mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft, wenn er für eine Handlung, die eine Verletzung der 
ihm übertragenen Obliegenheiten enthält, Geschenke oder 
andere Vorteile annimmt, fordert oder sich versprechen läßt.

§4
Wer einer gemäß § 1 verpflichteten Person für eine Handlung, 

die eine Verletzung der ihr übertragenen Obliegenheiten enthält, 
Geschenke oder andere Vorteile anbietet, verspricht oder ge­
währt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit Geld­
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft.

§ »
(1) In den Fällen der §§ 2 bis 4 ist das Empfangene oder des­

sen Wert im Urteil für den Staat verfallen zu erklären.
(2) In den Fällen der §§ 3 und 4 kann neben Gefängnis auf 

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.
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